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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Sozialausschusses 
 

Rauchfreier öffentlicher Raum 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/437 (neu) 

 

Der Sozialausschuss hat den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 
Thema Rauchfreier öffentlicher Raum, der ihm durch Plenarbeschluss vom 
16. Dezember 2005 überwiesen worden war, in vier Sitzungen, zuletzt am 
28. September 2006, beraten. 

Er empfiehlt dem Landtag einstimmig, die Überschrift des Antrags in „Nichtraucher-
schutz in Schleswig-Holstein“ zu ändern.  

Ferner empfiehlt er dem Landtag mit den Stimmen von CDU, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP die Annahme des Antrags in der nachste-
henden Fassung: 

„Nichtraucherschutz in Schleswig-Holstein 

1. Das Land Schleswig-Holstein wird im Rahmen seines Programms ‚Ge-
sundheitsland Schleswig-Holstein’ in einer umfassenden Kampagne auf 
die Gefahren des Rauchens hinweisen und den Nichtraucherschutz um-
fassend gewährleisten. 

2. In allen Räumen des Schleswig-Holsteinischen Landtages sowie in Ge-
bäuden, in denen das Land Schleswig-Holstein oder eine von ihr beauf-
tragte Institution das Hausrecht ausübt, wird - bis auf die gesondert ge-
kennzeichneten Bereiche - das Rauchen verboten.  

 Die Fraktionen des Schleswig-Holsteinischen Landtages sind aufgefor-
dert, in ihren Räumen für eine vergleichbare Regelung zu sorgen. Es ist 
sicherzustellen, dass der Schutz der Nichtraucher Vorrang hat. Ein Ver-
zicht von Nichtrauchern auf den eigenen Schutz hebt das Verbot nicht 
auf. 
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3. Bei der Umsetzung der Verbote ist die Beteiligung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen zu ge-
währleisten. 

4. Für rauchende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landesregierung und 
ihrer Dienststellen und der Landtagsverwaltung sollen im Zusammenwir-
ken mit Krankenkassen und der LSSH im Rahmen der Gesundheitsförde-
rung Hilfen und Unterstützung zur Überwindung von Nikotinabhängigkeit 
erarbeitet werden. Die Fraktionen werden aufgefordert, sich für ihre Mit-
glieder, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an diesen Programmen zu betei-
ligen. 

5. Die Landesregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene und im 
Bundesrat nachdrücklich für einen wirksamen Nichtraucherschutz einzu-
setzen. Dazu gehören das Verbot des Rauchens in allen öffentlich zu-
gänglichen Bereichen wie Flughäfen, Bahnhöfen, öffentlichen Verkehrs-
mitteln sowie Raucherzonen in Gaststätten und Kantinen sowie ein all-
gemeines Werbeverbot für Tabakwaren. 

6. Das Sozialministerium wird aufgefordert, eine umfassende Kampagne zur 
Aufklärung über die Gefahren des Rauchens zu starten und eine Bro-
schüre zu erstellen, um damit Hinweise für die Umsetzung des Nichtrau-
cherschutzes auch in kleinen und mittleren Betrieben zu vermitteln. 

7. Der Schleswig-Holsteinische Landtag bittet die Landesregierung, mit den 
Kreisen und kreisfreien Städten, den Städten, Ämtern und Gemeinden 
darüber zu beraten, wie vergleichbare wirksame Maßnahmen zum Nicht-
raucherschutz auch in ihren Bereichen gewährleistet werden können. 

8. Die Landesregierung wird aufgefordert, mit den Trägern von Kindertages-
stätten eine Einigung dahin gehend herbeizuführen, dass auch in Kinder-
tagesstätten der Nichtraucherschutz umgesetzt wird. 

9. Die Landesregierung wird gebeten, dem Landtag zum 1. August 2008 ei-
nen Bericht über die getroffenen Maßnahmen und ihre Wirkung vorzule-
gen. Sollte der Nichtraucherschutz mit den vom Landtag gewählten Mit-
teln nicht zu erreichen sein, wird der Landtag eine gesetzliche Regelung 
treffen.“ 

 

Siegrid Tenor-Alschausky 
Vorsitzende 


